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2 2 5 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
29. Mai 1984 betreffend die Ausdehnung des
Geltungsbereiches und die Erneuerung von
Vorbehalten zum Europäischen Übereinkom-
men über die Adoption von Kindern durch

Dänemark

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat Dänemark zum Europäischen Überein-
kommen über die Adoption von Kindern (BGBl.
Nr. 314/1980, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 475/1981) am 28. November
1983 folgendes erklärt:

Gemäß Art. 23 Abs. 2 des Übereinkommens wird
der Geltungsbereich ab sofort auf die Färöer-Inseln
ausgedehnt.

Gemäß Art. 25 Abs. 1 des Übereinkommens wer-
den die von Dänemark zu Art. 6 Abs. 1 und Art. 12
Abs. 1 des Übereinkommens erklärten Vorbehalte
auf die Dauer von fünf Jahren erneuert. Diese Vor-
behalte gelten auch für die Färöer-Inseln.

Sinowatz

226 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
29. Mai 1984 betreffend den Beitritt der
UdSSR zum Übereinkommen über den Beför-
derungsvertrag im Internationalen Straßengü-

terverkehr vom 19. Mai 1956 (CMR)

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen hat die Union der Sozialistischen

Sowjetrepubliken am 2. September 1983 ihre Bei-
trittsurkunde zum Übereinkommen über den
Beförderungsvertrag im Internationalen Straßengü-
terverkehr (CMR) (BGBl. Nr. 138/1961, letzte
Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 21/1982) hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung der Beitrittsurkunde
hat die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken
nachstehenden Vorbehalt erklärt:

„Die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken
erachtet sich durch die Bestimmungen des Arti-
kels 47 des Übereinkommens über den Beförde-
rungsvertrag im Internationalen Straßengüterver-
kehr (CMR) nicht gebunden, wonach Streitfälle
hinsichtlich der Auslegung oder Anwendung des
Übereinkommens über Antrag irgendeiner der
Streitparteien dem Internationalen Gerichtshof
unterbreitet werden können und stellt fest, daß die
Befassung des Internationalen Gerichtshofes mit
einem solchen Streitfall in jedem einzelnen Fall nur
mit der Zustimmung aller Streitparteien erfolgen
kann."

Das Übereinkommen ist gemäß seinem Art. 43
Abs. 2 für die Union der Sozialistischen Sowjetre-
publiken am 1. Dezember 1983 in Kraft getreten.

Sinowatz
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227.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

VIERZEHNTE NIEDER-
SCHRIFT (PROCÈS-VER-
BAL) BETREFFEND DIE
VERLÄNGERUNG DER
DEKLARATION ÜBER
DEN VORLÄUFIGEN BEI-
TRITT TUNESIENS ZUM
ALLGEMEINEN ZOLL-
UND HANDELSABKOM-

MEN

Die Vertragsparteien der
Deklaration vom 12. November
1959 über den vorläufigen Beitritt
Tunesiens zum Allgemeinen Zoll-
und Handelsabkommen (im fol-
genden als „die Deklaration"
bzw. als „das Allgemeine Abkom-
men" bezeichnet),

IN ANWENDUNG der Ziffer
6 der Deklaration,

KOMMEN ÜBEREIN wie
folgt:

1. Die Geltungsdauer der
Deklaration wird durch Ände-
rung des Datums in Ziffer 6 auf
„31. Dezember 1983" verlängert.

2. Diese Niederschrift wird
beim Generaldirektor der VER-
TRAGSPARTEIEN des Allge-
meinen Abkommens hinterlegt.
Sie steht zur Annahme, durch
Unterzeichnung oder in anderer
Weise, durch Tunesien und durch
die teilnehmenden Regierungen
offen. Sie tritt zwischen der
Regierung Tunesiens und einer
teilnehmenden Regierung in
Kraft, sobald sie von der Regie-
rung Tunesiens und von dieser
Regierung angenommen worden
ist.

3. Der Generaldirektor über-
mittelt eine beglaubigte Abschrift
dieser Niederschrift und eine
Mitteilung über jede Annahmeer-
klärung an die Regierung Tune-
siens und an jede Vertragspartei
des Allgemeinen Abkommens.
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GESCHEHEN zu Genf am
zweiten November neunzehn-
hundertzweiundachtzig, in einer
einzigen Urschrift in englischer
und französischer Sprache, wobei
beide Texte authentisch sind.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 27. April 1984 beim Generaldirektor des GATT hinterlegt; die Niederschrift ist gemäß
ihrer Ziffer 2 für Österreich am selben Tag in Kraft getreten.

Sinowatz

2 2 8 .

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

PROTOKOLLE 1983 ÜBER DIE WEI-
TERE VERLÄNGERUNG DES ÜBEREIN-
KOMMENS BETREFFEND WEIZEN-
HANDEL 1971 *) UND DES ÜBEREIN-
KOMMENS BETREFFEND NAHRUNGS-
MITTELHILFE 1980, DIE DAS INTER-
NATIONALE WEIZENÜBEREINKOM-

MEN 1971 BILDEN

PRÄAMBEL

Die Konferenz zur Festlegung der Texte der
Protokolle 1983 über die weitere Verlängerung des
Übereinkommens betreffend Weizenhandel 1971
und des Übereinkommens betreffend Nahrungsmit-
telhilfe 1980, die das Internationale Weizen-Über-
einkommen 1971 bilden, HAT

IN DER ERWÄGUNG, daß das Internationale
Weizen-Übereinkommen seit 1949 aus verschiede-
nen Anlässen revidiert, erneuert oder verlängert
worden ist,

IN DER ERWÄGUNG, daß das Internationale
Weizen-Übereinkommen 1971, das zwei voneinan-
der getrennte Rechtsinstrumente enthält — nämlich
das Übereinkommen betreffend Weizenhandel
1971 und das Übereinkommen betreffend Nah-
rungsmittelhilfe 1980, die mit Protokoll im Jahre
1981 verlängert worden sind, — am 30. Juni 1983
auslaufen wird,

die Texte der Protokolle 1983 über die weitere
Verlängerung des Übereinkommens betreffend
Weizenhandel 1971 und des Übereinkommens
betreffend Nahrungsmittelhilfe 1980 FESTGE-
LEGT.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 341/1972
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PROTOKOLL 1983 ÜBER DIE WEITERE VER-
LÄNGERUNG DES ÜBEREINKOMMENS

BETREFFEND WEIZENHANDEL 1971

Die Regierungen, die Vertragsparteien dieses
Protokolls sind, haben

IN DER ERWÄGUNG, daß das Übereinkom-
men betreffend Weizenhandel 1971 (im folgenden
als „Übereinkommen" bezeichnet) des Internatio-
nalen Weizen-Übereinkommens 1971, das mit Pro-
tokoll im Jahre 1981 weiter verlängert worden ist,
am 30. Juni 1983 abläuft,

FOLGENDES VEREINBART:

ARTIKEL 1

Verlängerung, Ablauf und Beendigung des Überein-
kommens

Vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels 2
dieses Protokolls bleibt das Übereinkommen zwi-
schen den Vertragsparteien dieses Protokolls bis
zum 30. Juni 1986 in Kraft. Sollte jedoch ein neues
internationales Übereinkommen über Weizen vor
dem 30. Juni 1986 in Kraft treten, so bleibt dieses
Protokoll nur bis zum Tag des Inkrafttretens des
neuen Übereinkommens in Kraft.

ARTIKEL 2

Nicht anwendbare Bestimmungen des Übereinkom-
mens

Die folgenden Bestimmungen des Übereinkom-
mens gelten mit Wirkung vom 1. Juli 1983 als nicht
anwendbar:

a) Absatz 4 des Artikels 19;
b) Artikel 22 bis einschließlich 26;
c) Absatz 1 des Artikels 27;
d) Artikel 29 bis einschließlich 31.

ARTIKEL 3

Begriffsbestimmungen

Ein Hinweis in diesem Protokoll auf eine
„Regierung" oder auf „Regierungen" bedeutet
auch einen Hinweis auf die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft (im folgenden als „Gemein-
schaft" bezeichnet). In Übereinstimmung damit
bedeutet jeder Hinweis in diesem Protokoll auf
„Unterzeichnung" oder die „Hinterlegung von
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsur-
kunden" oder „eine Beitrittsurkunde" oder „eine
Erklärung über die vorläufige Anwendung" durch
eine Regierung im Falle der Gemeinschaft auch
Unterzeichnung oder Erklärung über die vorläufige
Anwendung im Namen der Gemeinschaft durch
deren zuständige Behörde; die Hinterlegung der
Urkunde bedeutet die gemäß den institutionellen
Verfahren der Gemeinschaft für einen internationa-
len Vertragsabschluß erforderliche Hinterlegung.
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ARTIKEL 4

Finanzfragen

Der erste Beitrag eines Ausfuhr- oder Einfuhr-
Mitgliedes, das diesem Protokoll gemäß Artikel 7
Absatz 1 lit. b beitritt, wird vom Rat auf der Grund-
lage der diesem Land zuzuteilenden Stimmenzahl
und des für das laufende Erntejahr verbleibenden
Zeitabschnittes festgesetzt, ohne jedoch die für das
laufende Erntejahr für die anderen Ausfuhr- und
Einfuhr-Mitglieder festgesetzten Beiträge zu
ändern.

ARTIKEL 5

Unterzeichnung

Dieses Protokoll liegt vom 4. April 1983 bis ein-
schließlich 10. Mai 1983 in Washington zur Unter-
zeichnung auf, und zwar für die Regierungen von
Ländern, die Vertragsparteien des mit Protokoll
1981 weiter verlängerten Übereinkommens sind
oder am 1. Dezember 1982 als vorläufige Vertrags-
parteien des mit Protokoll 1981 weiter verlängerten
Übereinkommens betrachtet werden oder die Mit-
glieder der Vereinten Nationen, ihrer Spezialor-
ganisationen oder der Internationalen Atomener-
giebehörde und in der Anlage A oder B des Über-
einkommens angeführt sind.

ARTIKEL 6

Ratifikation, Annahme oder Genehmigung

Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation,
Annahme oder Genehmigung durch jede unter-
zeichnende Regierung nach Maßgabe ihrer verfas-
sungsrechtlichen und institutionellen Verfahren.
Die Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungs-
urkunden sind bei der Regierung der Vereinigten
Staaten von Amerika bis spätestens 30. Juni 1983
zu hinterlegen; jedoch kann der Rat einer unter-
zeichnenden Regierung, die ihre Ratifikations-,
Annahme- oder Genehmigungsurkunde nicht bis
zu diesem Zeitpunkt hinterlegt hat, eine oder meh-
rere Fristverlängerungen gewähren.

ARTIKEL 7

Beitritt

(1) Dieses Protokoll liegt zum Beitritt auf:
a) bis zum 30. Juni 1983 für die Regierung jedes

zu diesem Zeitpunkt in der Anlage A oder B
zum Übereinkommen angeführten Mitglieds;
der Rat kann jedoch einer Regierung, die ihre
Urkunde bis zu diesem Zeitpunkt nicht hin-
terlegt hat, eine oder mehrere Fristverlänge-
rungen gewähren; und

b) nach dem 30. Juni 1983 für die Regierung
jedes Mitgliedes der Vereinten Nationen,
ihrer SpezialOrganisationen oder der Interna-
tionalen Atomenergiebehörde zu Bedingun-
gen, die der Rat mit mindestens zwei Dritteln
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der von Ausfuhr-Mitgliedern und mit zwei
Dritteln der von Einfuhr-Mitgliedern abgege-
benen Stimmen für angemessen hält.

(2) Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer
Beitrittsurkunde bei der Regierung der Vereinigten
Staaten von Amerika.

(3) Wird zwecks Durchführung des Übereinkom-
mens und dieses Protokolls auf Mitglieder Bezug
genommen, die in der Anlage A oder B zum Über-
einkommen angeführt sind, so gilt jedes Mitglied,
dessen Regierung dem Übereinkommen unter den
vom Rat vorgeschriebenen Bedingungen oder die-
sem Protokoll gemäß Absatz 1 lit. b dieses Artikels
beigetreten ist, als in der entsprechenden Anlage
angeführt.

ARTIKEL 8

Vorläufige Anwendung

Jede unterzeichnende Regierung kann bei der
Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika
eine Erklärung über die vorläufige Anwendung die-
ses Protokolls hinterlegen. Jede andere Regierung,
welche die Voraussetzungen für die Unterzeich-
nung dieses Protokolls erfüllt oder deren Beitritts-
ersuchen vom Rat genehmigt wird, kann ebenfalls
bei der Regierung der Vereinigten Staaten von
Amerika eine Erklärung über die vorläufige
Anwendung hinterlegen. Jede Regierung, die eine
solche Erklärung hinterlegt, wendet dieses Proto-
koll vorläufig an und wird als vorläufige Vertrags-
partei desselben angesehen.

ARTIKEL 9

Inkrafttreten

(1) Dieses Protokoll tritt am 1. Juli 1983 in Kraft,
wenn am 30. Juni 1983 Regierungen, die Ausfuhr-
Mitglieder, die über wenigstens 60 Prozent der in
Anlage A angegebenen Stimmen verfügen, und Ein-
fuhr-Mitglieder, die über wenigstens 50 Prozent
der in Anlage B angegebenen Stimmen verfügen,
vertreten oder die über diese Stimmen am 30. Juni
1983 verfügt hätten, wenn sie zu diesem Zeitpunkt
Vertragsparteien zum Übereinkommen gewesen
wären, Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs-
oder Beitrittsurkunden oder Erklärungen über die
vorläufige Anwendung gemäß den Artikeln 6, 7
und 8 dieses Protokolls hinterlegt haben.

(2) Tritt dieses Protokoll nicht gemäß Absatz 1
dieses Artikels in Kraft, so können die Regierun-
gen, die die Ratifikations-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunden oder Erklärungen
über die vorläufige Anwendung hinterlegt haben, in
gegenseitigem Einvernehmen beschließen, daß es
zwischen den Regierungen in Kraft treten soll, die
Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunden oder Erklärungen über die vor-
läufige Anwendung hinterlegt haben.



101. Stück — Ausgegeben am 8. Juni 1984 — Nr. 228 1587

ARTIKEL 10

Notifikation durch die Depositarregierung

Die Regierung der Vereinigten Staaten von
Amerika als Depositarregierung notifiziert allen
unterzeichnenden und beitretenden Regierungen
jede Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme,
Genehmigung, jede vorläufige Anwendung dieses
Protokolls und jeden Beitritt zu diesem sowie jede
gemäß Artikel 27 des Übereinkommens eingegan-
gene Notifikation und Mitteilung und jede gemäß
Artikel 28 des Übereinkommens eingegangene
Erklärung und Notifikation.

ARTIKEL 11

Beglaubigte Kopie des Protokolls

Die Depositarregierung übermittelt so bald wie
möglich nach dem Inkrafttreten dieses Protokolls
eine beglaubigte Abschrift dieses Protokolls in eng-
lischer, französischer, russischer und spanischer
Sprache dem Generalsekretär der Vereinten Natio-
nen zur Registrierung gemäß Artikel 102 der Sat-
zung der Vereinten Nationen. Jede Änderung die-
ses Protokolls wird in gleicher Weise mitgeteilt.

ARTIKEL 12

Verhältnis der Präambel zum Protokoll

Die Präambel der Protokolle 1983 über die wei-
tere Verlängerung des Übereinkommens betreffend
Weizenhandel 1971 und des Übereinkommens
betreffend Nahrungsmittelhilfe 1980, die das Inter-
nationale Weizenübereinkommen 1971 bilden, ist
Bestandteil dieses Protokolls.

ZU URKUND DESSEN haben die von ihren
Regierungen oder Behörden hiezu gehörig bevoll-
mächtigten Unterzeichneten dieses Protokoll an
dem jeweils neben ihren Unterschriften vermerkten
Tag unterzeichnet.

Der englische, französische, russische und spani-
sche Wortlaut dieses Protokolls ist in gleicher
Weise authentisch. Die Urschriften werden bei der
Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika
hinterlegt; diese übermittelt jeder Vertragspartei,
die das Protokoll unterzeichnet oder ihm beitritt,
sowie dem Exekutivsekretär des Rates beglaubigte
Abschriften.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 6. März 1984 bei der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika hinterlegt; das
Protokoll ist gemäß seinem Art. 9 Abs. 1 für Österreich am 1. Juli 1983 in Kraft getreten.

Außer Österreich und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft haben nachstehende Staaten ihre
Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunden zum Protokoll oder Erklärungen über
dessen vorläufige Anwendung hinterlegt:

Ägypten, Algerien, Australien, Barbados, Belgien, Bolivien, Brasilien, Bundesrepublik Deutschland
(einschließlich Berlin West), Dänemark, Ekuador, El Salvador, Finnland, Frankreich, Griechenland,
Guatemala, Indien, Irak, Irland, Israel, Italien, Japan, Kanada, Republik Korea, Kuba, Libanon, Luxem-
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burg, Malta, Marokko, Mauritius, Niederlande, Norwegen, Pakistan, Panama, Peru, Portugal, Schweden,
Schweiz, Sowjetunion, Spanien, Südafrika, Syrien, Trinidad und Tobago, Tunesien, Türkei, Vatikanstadt,
Venezuela, Vereinigte Staaten von Amerika, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland
(einschließlich Guernsey, Jersey, Insel Man, Britische Jungferninseln, Hongkong, Montserrat, St. Helena
und abhängige Gebiete).

Sinowatz

229.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

PROTOKOLLE 1983 ÜBER
DIE WEITERE VERLÄN-
GERUNG DES ÜBEREIN-
KOMMENS BETREFFEND
WEIZENHANDEL 1971
UND DES ÜBEREINKOM-
MENS BETREFFEND

NAHRUNGSMITTEL-
HILFE 1980 *), DIE DAS
INTERNATIONALE WEI-
ZENÜBEREINKOMMEN

1971 BILDEN

PRÄAMBEL

Die Konferenz zur Festlegung
der Texte der Protokolle 1983
über die weitere Verlängerung
des Übereinkommens betreffend
Weizenhandel 1971 und des
Übereinkommens betreffend
Nahrungsmittelhilfe 1980, die das
Internationale Weizenüberein-
kommen 1971 bilden, hat

IN DER ERWÄGUNG, daß
das Internationale Weizenüber-
einkommen seit 1949 zu verschie-
denen Anlässen revidiert, erneu-
ert oder verlängert worden ist,

IN DER ERWÄGUNG, daß
das Internationale Weizenüber-
einkommen 1971, das zwei von-
einander getrennte Rechtsinstru-
mente enthält — nämlich das
Übereinkommen betreffend Wei-
zenhandel 1971 und das Überein-
kommen betreffend Nahrungs-
mittelhilfe 1980, die mit Proto-
koll im Jahre 1981 verlängert
worden sind — am 30. Juni 1983
auslaufen wird,

*) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 421/1980
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die Texte der Protokolle 1983
über die weitere Verlängerung
des Übereinkommens betreffend
Weizenhandel 1971 und des
Übereinkommens betreffend
Nahrungsmittelhilfe 1980 FEST-
GELEGT.

PROTOKOLL 1983 ÜBER DIE
WEITERE VERLÄNGERUNG

DES ÜBEREINKOMMENS
BETREFFEND NAHRUNGS-

MITTELHILFE 1980

Die Vertragsparteien dieses
Protokolls,

IN DER ERWÄGUNG, daß
das Übereinkommen betreffend
Nahrungsmittelhilfe 1980 (im fol-
genden als „das Übereinkom-
men" bezeichnet) des Internatio-
nalen Weizenübereinkommens
1971, das mit Protokoll im Jahre
1981 verlängert worden ist, am
30. Juni 1983 abläuft,

SIND wie folgt ÜBEREINGE-
KOMMEN:

Artikel I

Verlängerung, Ablauf und Been-
digung des Übereinkommens

Vorbehaltlich der Bestimmun-
gen des Artikels II dieses Proto-
kolls bleibt das Übereinkommen
zwischen den Vertragsparteien
dieses Protokolls bis 30. Juni
1986 in Kraft. Sollte jedoch ein
neues Übereinkommen über
Nahrungsmittelhilfe vor dem
30. Juni 1986 in Kraft treten, so
bleibt dieses Protokoll nur bis
zum Tag des Inkrafttretens des
neuen Übereinkommens in Kraft.

Artikel II

Nicht anwendbare Bestimmungen
des Übereinkommens

Die folgenden Bestimmungen
des Übereinkommens gelten mit
Wirkung vom 1. Juli 1983 als
nicht anwendbar:

a) Artikel XII
b) Artikel XVII
c) Absatz 1 des Artikels

XVIII.
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Artikel III

Internationale Nahrungsmittel-
hilfe

Für die Zwecke der Durchfüh-
rung des durch dieses Protokoll
verlängerten Übereinkommens
gilt jedes Mitglied, das diesem
Protokoll gemäß Absatz 2 Arti-
kel VIII dieses Protokolls beige-
treten ist, als in Absatz 3 Arti-
kel III des Übereinkommens mit
seinem gemäß den einschlägigen
Bestimmungen des Artikels VIII
dieses Protokolls festgelegten
Mindestbeitrag angeführt.

Artikel IV

Unterzeichnung

Dieses Protokoll liegt vom
4. April 1983 bis einschließlich
10. Mai 1983 in Washington für
die in Absatz 3 Artikel III des
Übereinkommens genannten
Regierungen zur Unterzeichnung
auf.

Artikel V

Depositar

Depositar dieses Protokolls ist
die Regierung der Vereinigten
Staaten von Amerika.

Artikel VI

Ratifikation, Annahme oder
Genehmigung

Dieses Protokoll bedarf der
Ratifikation, Annahme oder
Genehmigung durch jede unter-
zeichnende Regierung nach Maß-
gabe ihrer verfassungsrechtlichen
Verfahren. Die Ratifikations-,
Annahme- oder Genehmigungs-
urkunden sind beim Depositar bis
spätestens 30. Juni 1983 zu hin-
terlegen; das Komitee für Nah-
rungsmittelhilfe (im folgenden als
„das Komitee" bezeichnet) kann
jedoch einer unterzeichnenden
Regierung, die ihre Ratifika-
tions-, Annahme- oder Genehmi-
gungsurkunde nicht bis zu diesem
Zeitpunkt hinterlegt hat, eine
oder mehrere Fristverlängerun-
gen gewähren.
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Artikel VII

Vorläufige Anwendung

Jede unterzeichnende Regie-
rung kann beim Depositar eine
Erklärung über die vorläufige
Anwendung dieses Protokolls
hinterlegen. Jede solche Regie-
rung wendet dieses Protokoll vor-
läufig an und gilt als vorläufige
Vertragspartei desselben.

Artikel VIII

Beitritt

(1) Dieses Protokoll liegt zum
Beitritt für jede in Absatz 3 Arti-
kel III des Übereinkommens ge-
nannte Regierung auf, die dieses
Protokoll nicht unterzeichnet hat.
Die Beitrittsurkunden sind beim
Depositar bis spätestens 30. Juni
1983 zu hinterlegen; das Komitee
kann jedoch einer Regierung, die
ihre Beitrittsurkunde nicht bis zu
diesem Zeitpunkt hinterlegt hat,
eine oder mehrere Fristverlänge-
rungen gewähren.

(2) Sobald dieses Protokoll
gemäß seinem Artikel IX in Kraft
getreten ist, liegt es für jede nicht
in Absatz 3 Artikel III des Über-
einkommens angeführte Regie-
rung unter den vom Komitee für
angemessen erachteten Bedingun-
gen zum Beitritt auf. Die Bei-
trittsurkunden sind beim Deposi-
tar zu hinterlegen.

(3) Jede Regierung, die diesem
Protokoll nach Absatz 1 oder
Absatz 2 dieses Artikels beitritt,
kann bis zur Hinterlegung ihrer
Beitrittsurkunde eine Erklärung
über die vorläufige Anwendung
dieses Protokolls beim Depositar
hinterlegen. Jede solche Regie-
rung wendet dieses Protokoll vor-
läufig an und gilt als vorläufige
Vertragspartei desselben.

Artikel IX

Inkrafttreten

(1) Dieses Protokoll tritt am
1. Juli 1983 in Kraft, falls bis zum
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30. Juni 1983 die in Absatz 3 Arti-
kel III des Übereinkommens an-
geführten Regierungen die Ratifi-
kations-, Annahme-, Ge-
nehmigungs- oder Beitrittsurkun-
den bzw. Erklärungen über die
vorläufige Anwendung hinterlegt
haben und sofern das Protokoll
1983 über die weitere Verlänge-
rung des Übereinkommens
betreffend Weizenhandel 1971
oder ein dieses ersetzendes neues
Übereinkommen betreffend Wei-
zenhandel in Kraft ist.

(2) Tritt dieses Protokoll nicht
nach Absatz 1 dieses Artikels in
Kraft, so können die Regierun-
gen, die Ratifikations-, An-
nahme-, Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunden bzw. Erklärun-
gen über die vorläufige Anwen-
dung hinterlegt haben, einstim-
mig beschließen, daß es zwischen
ihnen in Kraft treten soll, sofern
das Protokoll 1983 über die wei-
tere Verlängerung des Überein-
kommens betreffend Weizenhan-
del 1971 oder ein dieses ersetzen-
des neues Übereinkommen be-
treffend Weizenhandel in Kraft
ist, oder sie können alle anderen
Schritte unternehmen, die sie auf
Grund der Sachlage für erforder-
lich halten.

Artikel X

Geltungsdauer

Dieses Protokoll bleibt bis ein-
schließlich 30. Juni 1986 in Kraft,
sofern das Protokoll 1983 über
die weitere Verlängerung des
Übereinkommens betreffend
Weizenhandel 1971 oder ein die-
ses ersetzendes neues Überein-
kommen betreffend Weizenhan-
del bis einschließlich diesem Zeit-
punkt in Kraft bleibt.

Artikel XI

Authentischer Wortlaut

Der englische, französische,
russische und spanische Wortlaut
dieses Protokolls ist in gleicher
Weise authentisch. Die Urschrif-
ten werden im Archiv des Deposi-
tars hinterlegt, der jeder Regie-
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rung, die es unterzeichnet oder
ihm beitritt, beglaubigte Abschrif-
ten übermittelt.

Artikel XII

Verhältnis der Präambel zum Pro-
tokoll

Die Präambel der Protokolle
1983 über die weitere Verlänge-
rung des Übereinkommens be-
treffend Weizenhandel 1971 und
des Übereinkommens betreffend
Nahrungsmittelhilfe 1980, die das
Internationale Weizenüberein-
kommen 1971 bilden, ist Bestand-
teil dieses Protokolls.

ZU URKUND DESSEN
haben die von ihren Regierungen
oder zuständigen Organen hiezu
gehörig Bevollmächtigten dieses
Protokoll an dem jeweils neben
ihrer Unterschrift vermerkten
Tag unterzeichnet.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 6. März 1984 bei der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika hinterlegt; das
Protokoll ist gemäß seinem Art. IX Abs. 2 für Österreich am 1. Juli 1983 in Kraft getreten.

Außer Österreich und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft haben nachstehende Staaten ihre
Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunden zum Protokoll oder Erklärungen über
dessen vorläufige Anwendung hinterlegt:

Australien, Belgien, Bundesrepublik Deutschland, Dänemark, Finnland, Frankreich, Griechenland,
Irland, Italien, Japan, Kanada, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Schweden, Schweiz, Spanien, Verei-
nigte Staaten von Amerika (im Rahmen ihrer innerstaatlichen Gesetze und ihres Verfahrens zur Erstellung
des Staatshaushaltes), Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland (einschließlich Guern-
sey).

Sinowatz
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